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Demokratische Teilhabe der Zivilgesellschaft in der Corona-Pandemie

Wahrend die Zustimmung zu Parteien abnimmt, gewinnen zivilgesellschaftlichen
Organisationen stetig neue Mitglieder (siehe: Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung). Diese
Entwicklung hat unterschiedliche Griinde. So spielt das zunehmende Selbstverstandnis der
Gesellschaft als plural und divers eine Rolle. AuRerdem werden wichtige Themen wie
Klimaschutz und internationale Solidaritat aus Sicht vieler von den Parteien nicht ausreichend
beachtet.

Zivilgesellschaftliches Engagement ist vielfaltig. Es reicht von der Arbeit in Sport- und
Musikvereinen bis zur Ubernahme von eigentlich sozialstaatlichen Aufgaben wie der
Versorgung von Gefliichteten oder alteren Menschen. Zivilgesellschaftliche Organisationen
setzen sich fur die Rechte von benachteiligten Gruppen ein und fiir mehr Gerechtigkeit.

Die Arbeit der Zivilgesellschaft starkt den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Das zeigt sich
auch in der Corona-Krise: Die Zivilgesellschaft engagiert sich vielfaltig im Katastrophenschutz
und in der Gesundheitsversorgung, und sie pocht auch jetzt immer wieder auf Solidaritat. So
machen sich viele Vereine stark fur den Schutz von gewaltbetroffenen Frauen und Kindern,
fur eine menschenwirdige Unterbringung von Gefliichteten und die Rechte von Menschen
mit Behinderungen.

Dieses Engagement ist zentral fir unser friedliches, demokratisches Zusammenleben. Die
Zivilgesellschaft muss am politischen Willensbildungs- und Entscheidungsprozess teilnehmen
sowie die Mdglichkeit haben, auf hoheitliche Sachentscheidungen Einfluss zu nehmen (vgl.
WD-Ausarbeitung). Neben den Parteien spielen zivilgesellschaftliche Organisationen eine
wichtige, eigene Rolle in der Demokratie. Im Idealfall tragt die Zivilgesellschaft ,durch die
Verbindung von interner Sozialisation und externem Sprachrohr zu gesellschaftlichem
Zusammenhalt und einer funktionierenden Demokratie bei“ (WZB-Bericht, S. 65).

Zivilgesellschaftliche Organisationen als politische Akteure

Nach Art. 21 Abs. 1 GG wirken die Parteien ,bei der politischen Willensbildung des Volkes
mit“. Dass sie nur ,mitwirken“, eroffnet ausdricklich Raum fir weitere Akteure wie
zivilgesellschaftliche Organisationen.

In der Tat sind zivilgesellschaftliche Organisationen wichtige politische Akteure. Sie
verschaffen inshesondere den Gesellschaftsgruppen und Themen Gehor, die sonst in der
Politik und in anderen Machtstrukturen unterreprasentiert sind. Sie biindeln Minderheits-
und Mehrheitsbedirfnisse und artikulieren die Probleme der Menschen, die in
Entscheidungsprozessen leicht Ubersehen werden. Die Politik profitiert von den so
eingebrachten Perspektiven und ist auf diese zivilgesellschaftliche Expertise angewiesen.
Umgekehrt vermeidet die Einbindung der Zivilgesellschaft in demokratische Prozesse eine
Aufspaltung der Gesellschaft in viele unterschiedliche Interessengruppen und damit eine
Desintegration.

Das origindre Recht der Zivilgesellschaft, die politischen Willens- und Meinungsbildung
mitzugestalten, muss die Regierung auch in Krisenzeiten bei den parlamentarischen
Ablaufen beachten. Daneben steht die Zivilgesellschaft selbst in der Pflicht, politisch aktiv zu
bleiben und auch in Zeiten von verkirzten Gesetzgebungsverfahren und erweiterten
Erméachtigungen der Exekutive demokratische Teilhabe- und Freiheitsrechte einzufordern und
auszuuben (siehe dazu Strachwitz, fir die Maecenata-Stiftung).


http://library.fes.de/pdf-files/dialog/16172.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/550340/1cfa9b21f88835679b09f0eec7bf60c0/WD-3-037-18-pdf-data.pdf
https://www.bmfsfj.de/blob/93402/a3639daa8a64f1a80352b78ac104a0fe/buergerschaftliches-engagement-bericht-wzb-pdf-data.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_21.html
http://web.maecenata.eu/images/Zur_Corona_Krise.pdf

Wenn Menschen wahrnehmen, dass zivilgesellschaftliche Organisationen auch in einer
Ausnahmesituation gehort werden, kann das ihr Vertrauen in staatliche Mainahmen etwa
zum Infektionsschutz sowie deren Befolgung férdern. Wird die Zivilgesellschaft einbezogen,
erhoht das die Chancen, dass Gesetze und Malinahmen wo nétig nachjustiert werden und
schlussendlich dem Gemeinwohl dienen. Wird die Zivilgesellschaft hingegen an den Rand
gedrangt, erhoht das die Gefahr, dass sich eine geschlossene und auf nationalistische
Ldsungen fokussierte Gesellschaft entwickelt (ebd.).

Ausreichende Finanzierung des Zivilgesellschaftssektors als Voraussetzung
demokratischer Teilhabe und neuer digitaler Beteiligungsformen

Fur zivilgesellschaftliche Organisationen bringt die Corona-Pandemie grof3e finanzielle
Sorgen mit sich. Viele sind in ihrer wirtschaftlichen Existenz bedroht, etwa weil Spenden und
Fordermittel von Unternehmen und Stiftungen wegzubrechen drohen und viele Fundraising-
Events ausfallen. Dieser Bedrohung setzten die bislang aufgelegten staatlichen
HilfsmaRnahmen bisher kaum etwas entgegen. Dabei ist das Uberleben zivilgesellschaftlicher
Organisationen fur die Demokratie wesentlich und erfordert, dass sie ausreichend finanziert
sind.

Dieser Monitoring-Beitrag zur Situation der Zivilgesellschaft in der Pandemie widmet sich der
Frage, wie sich die Corona-Krise auf den Dialog zwischen Staat und Zivilgesellschaft
auswirkt und nimmt dabei die Frage nach finanzieller Rettungsangebote mit in den Blick.

Untersucht wird auf3erdem, wie sich die Corona-Mallnahmen seit Beginn der Pandemie
Anfang Marz 2020 auf die Beteiligung der Zivilgesellschaft an den politischen
Entscheidungsprozessen auswirken. Wie ist es zivilgesellschaftliche Akteur*innen gelungen,
an politischen Prozessen mitzuwirken und wo kam die demokratische Teilhabe zu kurz?

Ebenfalls beleuchtet werden die Chancen, die sich aus digitalen Beteiligungsformen fir die
Zivilgesellschaft ergeben kénnten — auch fiir die Zeit nach der Krise.

l. Teilhaberechte der Zivilgesellschaft und krisenbedingte Herausforderungen

Laut der OECD muss demokratische Teilhabe der Blrger*innen auf drei Stufen verwirklicht
werden: (1) Information der Zivilgesellschaft iber Entscheidungsprozesse, (2) Beratung mit
der Zivilgesellschaft wahrend der Entscheidungsprozesse, (3) tatsachliche Mitentscheidung.

In Deutschland hat die Zivilgesellschaft einige etablierte Teilhaberechte, wobei Informations-
und Beratungsrechte traditionell weit starker ausgeformt sind als echte
Mitentscheidungsrechte.

Informationsrechte der Zivilgesellschaft

Zivilgesellschaftliche Organisationen konnen sich nur dann effektiv beteiligen, wenn sie
umfassend und rechtzeitig Uber anstehende Entscheidungen informiert sind. Die
Informationsrechte der Offentlichkeit sind also die entscheidende Grundlage fiir alle weiteren
Beteiligungsrechte. Informationsrechte sind als Existenzbedingung der aktiven
Zivilgesellschaft daher in verschiedenen Kontexten und Formen rechtlich vorgesehen.

Wichtig ist dies vor allem in der Gesetzgebung. So miussen die Sitzungen des Bundestages
nach Artikel 42 des Grundgesetzes (GG) offentlich stattfinden. Ausschuss-Sitzungen, in
denen die Detailarbeit an Gesetzesentwirfen stattfindet, sind zwar nach 8§69 der



http://www.pro-ehrenamt.de/pro-ehrenamt/aktuelles/newsdetail/?tx_news_pi1%5Bnews%5D=1714&tx_news_pi1%5Bcontroller%5D=News&tx_news_pi1%5Baction%5D=detail&cHash=266ed0ce77aedcb3d0371347a9566d45
https://www.oecd-ilibrary.org/docserver/9789264195578-en.pdf?expires=1590397400&id=id&accname=guest&checksum=719D9C96CA1D1AF509F9A384A40A3504
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_42.html
https://www.buzer.de/gesetz/3966/a55040.htm

Geschaftsordnung des Bundestages (GOBT) grundsatzlich nicht 6ffentlich. Allerdings finden
in den Ausschissen offentliche Anhdrungen statt (8 70 GOBT), in denen Sachverstandige
und Interessenvertreter*innen zu Gesetzesvorhaben gehort und befragt werden.

Auch in der Verwaltung sind Informationsrechte vorgesehen. Zum Beispiel miussen die
Entwirfe von Planen friihzeitig 6ffentlich ausgelegt werden. Dies gilt sowohl flir gewohnliche
Bebauungs-Plane (vgl. etwa § 3 Absatz 1 des Baugesetzbuchs) als auch fir GroRRvorhaben
wie Autobahnen, Flughafen oder Bahnhofe (z. B. ,Stuttgart 21“) oder Genehmigungen fir
grolere Industrieprojekte (8 10 Absatz 3 Satz 1 des Bundesimmissionsschutzgesetzes).

Dartuber hinaus besteht ein allgemeiner Informationsanspruch tber die Téatigkeit staatlicher
Stellen, der sich aus den Informationsfreiheitsgesetzen des Bundes und der Lander ergibt. Er
wird erganzt durch spezielle Informationsrechte in Bezug auf Umweltinformationen und
Verbraucherinformationen. Die GFF unterstiitzt etwa Transparenz-Klagen nach diesen
Gesetzen.

Beteiligungs- und Anhérungsrechte der Zivilgesellschaft

Beteiligungs- und Anhoérungsrechte bauen haufig auf den genannten Informationsrechten auf
bzw. hangen mit ihnen zusammen.

Anhdérungen von Sachverstandigen und Interessenvertreter*innen in den Ausschissen des
Bundestags ermoglichen es der Zivilgesellschaft insbesondere, eigene Positionen in den
Gesetzgebungsprozess einzubringen. Auch in Planungs- und Genehmigungsverfahren
dient die Information dazu, eine Beteiligung der Offentlichkeit zu ermdglichen.
AnhoOrungsrechte geben Einzelpersonen ebenso wie zivilgesellschaftlichen Organisationen
das Recht, ihre Einwande gegen behérdliche Vorhaben geltend zu machen, und umfassen
einen Anspruch auf Berticksichtigung und Prifung dieser Einwénde durch die Verwaltung.
Auch das Petitionsrecht nach Artikel 17 GG erd6ffnet der Zivilgesellschaft die Mdglichkeit, aktiv
gestalterisch auf politische Prozesse einzuwirken.

Mitentscheidungsrechte der Zivilgesellschaft

Im Gegensatz zu Informations- und Mitwirkungsrechten sind echte Mitentscheidungsrechte
der Zivilgesellschaft allerdings die Ausnahme. Das Grundgesetz setzt auf die reprasentative
statt auf die direkte Demokratie. Verbindliche Volksentscheide auf Bundesebene sieht das
Grundgesetz deswegen nicht vor, aul3er fir die Neugliederung des Bundesgebiets (Artikel 29
GG). Anders ist es auf Landes- und Kommunal-Ebene: So sehen die Landesverfassungen
und Gemeindeordnungen Volksentscheide bzw. Blirgerbegehren vor (siehe etwa Artikel 3 der
Berliner Verfassung).

Veranderte Rahmenbedingungen in der Corona-Pandemie

Die Corona-Krise verédndert die Rahmenbedingungen fir die Teilhabe zivilgesellschaftlicher
Organisationen an staatlichen Entscheidungsprozessen. Teilweise wird Teilhabe stark
erschwert.

Dies gilt fr verschiedene Beteiligungsformen in unterschiedlichem Maf3e. So kann etwa die
verfassungsrechtlich gebotene Offentlichkeit von Sitzungen des Bundestages eher
unproblematisch durch digitale Streaming-Ldsungen hergestellt werden. Anhérungen und
Stellungnahmen kénnen grundsétzlich ebenfalls digital durchgefuhrt werden.


https://www.buzer.de/gesetz/3966/a55040.htm
https://www.buzer.de/gesetz/3966/a55042.htm
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__3.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bimschg/__10.html
https://www.gesetze-im-internet.de/ifg/
https://www.gesetze-im-internet.de/uig_2005/
https://www.gesetze-im-internet.de/vig/
https://freiheitsrechte.org/transparenzklagen/
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_17.html
https://dejure.org/gesetze/GG/29.html
https://dejure.org/gesetze/GG/29.html
https://www.berlin.de/rbmskzl/regierender-buergermeister/verfassung/verfassung-von-berlin-abschnitt-i-die-grundlagen-41549.php
https://www.berlin.de/rbmskzl/regierender-buergermeister/verfassung/verfassung-von-berlin-abschnitt-i-die-grundlagen-41549.php

Doch obwohl Beteiligung technisch mdglich ist, erschweren die zeitlich verkirzten
Verfahren sie in der Corona-Krise deutlich. Entscheidungstréager*innen stehen unter
Handlungsdruck, sodass die Gefahr besteht, dass sie zivilgesellschaftliche Akteur*innen
nicht oder nur reduziert einbeziehen.

Im néchsten Abschnitt untersuchen wir, welche Veranderungen in den vergangenen Monaten
zu beobachten waren und wie sie rechtlich zu bewerten sind.

Il. Monitoring zur Teilhabe der Zivilgesellschaft in der Corona-Krise

Eine Bilanz der demokratischen Teilhabe zivilgesellschaftlicher Organisationen wahrend der
Corona-Krise fallt gemischt aus: An einigen Stellen wird zivilgesellschaftliche Teilhabe
vernachlassigt, an anderen hingegen finden sich positive und innovative Anséatze, die Uber die
gegenwartige Krise hinaus genutzt werden sollten.

Vernachlassigung zivilgesellschaftlicher Teilhabe beim Erlass von ,Corona-
Verordnungen*

Die Beteiligung der Zivilgesellschaft an Entscheidungen, die unmittelbar die
Pandemiebekampfung betreffen, kam haufig zu kurz.

Dies betrifft insbesondere die Entscheidungsprozesse rund um die ersten Eindammungs-
Malnahmen im Méarz 2020 durch Rechtsverordnungen der Exekutive. Als Ausgangs- und
Kontaktbeschréankungen sowie Schul- und KitaschlieBungen verhangt wurden, war
beispielsweise Uibersehen oder vernachlassigt worden, dass hierdurch die Gefahr_hauslicher
Gewalt gegen Frauen und Kinder zunehmen wirde. Denn zivilgesellschaftliche
Organisationen wie  Frauenhduser und Kinderschutzbund wurden bei den
Entscheidungsprozessen nicht gehort. Erst durch die medialen Reaktionen im Nachgang der
Entscheidungen wurde ihre Stimme einbezogen.

Doch auch bei den LockerungsmalBhahmen entziindete sich Kritik daran, dass
wirtschaftliche Belange scheinbar starker als soziale Belange bericksichtigt wurden.
Bemangelt wurde beispielsweise, dass sich die MaRnahmen nicht ausreichend mit den
Rechten von Kindern auf Chancengleichheit und Bildung befassen. Auch berge die
unzureichende Unterstitzung von Familien die Gefahr eines Ruckfalls in frihere
Geschlechterrollen. Dabei wurde auch thematisiert, dass die beratenden Expert*innen in der
Regel mannlich waren. Vor allem die einflussreiche Leopoldina-Studie wurde vielfach wegen
ihrer ~ wenig  diversen  Verfasserfinnen  kritisiert: Frauen, Menschen  mit
Zuwanderungsgeschichte und jingere Menschen sind unter den Leopoldina-Expert*innen
auffallig unterreprasentiert. Es ist naheliegend, dass sich diese mangelnde Diversitat auch
inhaltlich in den Empfehlungen an die Bundesregierung niederschlagt. Das ist problematisch,
weil die Frage, welche Einschréankungen zuerst gelockert werden sollten, in erster Linie keine
wissenschaftliche, sondern eine politische Frage ist, bei der die Zivilgesellschaft daher
madglichst umfassend zu Wort kommen sollte.

Die Entscheidungsprozesse wahrend der Corona-Krise offenbaren auflerdem teilweise
typische Gefahren einer Rechtssetzung durch die Exekutive, also die Regierung und die
Ministerien und Behérden. Diese kann zwar in der Regel schneller und flexibler agieren als
die Legislative, also die Parlamente.


https://www.frauenrat.de/dossier-covid-19-aus-geschlechterperspektive/#gewalt-gegen-frauen-und-madchen
https://www.frauenrat.de/dossier-covid-19-aus-geschlechterperspektive/#gewalt-gegen-frauen-und-madchen
https://www.vorwaerts.de/artikel/kinderschutzbund-corona-lockerungen-kinderrechte-achten
https://www.frauenrat.de/erste-corona-lockerungen-rolle-rueckwaerts-ins-alleinernaehrer-modell-abwenden/
https://www.frauenrat.de/erste-corona-lockerungen-rolle-rueckwaerts-ins-alleinernaehrer-modell-abwenden/
https://www.leopoldina.org/uploads/tx_leopublication/2020_04_13_Coronavirus-Pandemie-Die_Krise_nachhaltig_überwinden_final.pdf
https://www.tagesspiegel.de/wissen/kritik-an-leopoldina-empfehlung-das-wohlergehen-der-frauen-wird-nicht-adressiert/25739444.html
https://www.zeit.de/wissen/2020-04/corona-lockerungen-leopoldina-wissenschaft-massnahmen-ausgangssperren-covid-19
https://www.zeit.de/wissen/2020-04/corona-lockerungen-leopoldina-wissenschaft-massnahmen-ausgangssperren-covid-19

Das Parlament ist im Vergleich zur Regierung die demokratischere Institution — allein schon
deswegen, weil die Abgeordneten im Gegensatz zu Regierungsmitgliedern unmittelbar von
der Bevolkerung gewahlt werden. Daher hat das Bundesverfassungsgericht aus dem
Demokratieprinzip (Artikel 20 Absatz2 GG) den Grundsatz abgeleitet, dass der
parlamentarische Gesetzgeber alle fir die Grundrechtsaustibung ,wesentlichen®
Entscheidungen hinreichend deutlich vorzeichnen muss — und eben nicht allein der Exekutive
Uberlassen darf (sog. ,,Wesentlichkeitsgrundsatz‘).

Dieser Grundsatz darf auch in der gegenwartigen Krise nicht aus dem Blick geraten. Daher
ist die Gesetzgebung gefragt, nachzujustieren und fir die getroffenen Maflinahmen die
bisher fehlenden Rechtsgrundlagen im Infektionsschutzgesetz zu schaffen. Aul3erdem
mussen die Grenzen exekutiver Rechtsetzungsbefugnisse laufend kritisch hinterfragt werden,
wie es beispielsweise im Bereich des Versammlungsrechts geschieht (siehe dazu unsere
Kurzstudie zum Versammlungsrecht).

Risiken parlamentarischer ,,Schnellverfahren*

Doch auch im parlamentarischen Gesetzgebungsverfahren werden zivilgesellschaftliche
Organisationen derzeit nicht ausreichend einbezogen. Ausdruck des parlamentarischen
Krisenmodus ist eine Gesetzgebung im ,Schnellverfahren®, bei der keine Anhérungen von
Vertreter*innen der Zivilgesellschaft stattfinden oder Stellungnahmen abgegeben werden
konnen.

Zu Beginn der Corona-Krise fielen sonst dbliche Anhoérungen zivilgesellschaftlicher
Akteur*innen selbst bei den grundlegenden Gesetzesvorhaben aus. Dies gilt etwa fur das
Ende Méarz 2020 verabschiedete ,erste Bevolkerungsschutzgesetz®, mit dem vor allem das
Infektionsschutzrecht an die Krise angepasst werden sollte. Der Bericht des
Gesundheitsausschusses umfasst gerade einmal vier Seiten, Anhérungen wurden danach
keine durchgefihrt. In der Folge gab es von juristischer Seite einige Kritik (s. etwa Klafki,
Mdllers und Kiel3ling) insbesondere daran, dass die unbestimmten Regelungen zu
Grundrechtseingriffen in der Generalklausel im § 28 des Infektionsschutzgesetzes trotz der
bereits damals geltenden massiven Grundrechtsbeschrankungen nicht préazisiert worden
waren. Dadurch werde, so die Kritik, der Wesentlichkeitsgrundsatz verletzt (siehe zu diesem
Grundsatz den vorherigen Abschnitt).

Auch der Prozess zum Erlass des ,zweiten Bevdlkerungsschutzgesetzes” ist von verkiirzten
Entscheidungsstrukturen gepragt. Hier ging es unter anderem um die Ausweitung von
Infektionstests und die Aufstockung von Kurzarbeitergeld. Zu dem inzwischen
verabschiedeten Gesetzesentwurf fand immerhin am 11.05.2020 eine Expertenanhoérung
statt. Wie bedeutend zivilgesellschaftlicher Protest ist, beweist der im selben Gesetz
urspringlich geplante ,Immunitatsnachweises®. Gesundheitsminister Spahn nahm ihn
schlieBlich nach erheblichem Widerstand wieder zuriick, um das Vorhaben zunachst dem
Ethikrat vorzulegen. Dieser Vorgang verdeutlicht, dass gesellschaftlich hoch umstrittene
Fragen umfangreich und pluralistisch diskutiert werden missen — gerade, wenn es um
Malinahmen geht, die nur dann wirksam sind, wenn sie breit akzeptiert werden.

Wie wichtig die Einbindung der Zivilgesellschaft in Gesetzgebungsverfahren fir den Schutz
der Grundrechte ist, zeigen auch Beispiele aus den Bundeslandern. So wurde das
Landesinfektionsschutz-Gesetz in Bayern im Eilverfahren und ohne nennenswerte
Beteiligung zivilgesellschaftlicher Akteure durch das Parlament gebracht. Resultat war unter
anderem die Moglichkeit einer Zwangsverpflichtung von Arzt*innen, die vielfach fir
verfassungswidrig gehalten wurde. Die Landesregierung in Nordrhein-Westfalen dagegen,
die ursprunglich ahnliches geplant hatte, ist hiervon nach erheblichen Protesten und



https://www.greenpeace.de/sites/www.greenpeace.de/files/publications/2020-04-09_juristische_expertise_versammlungsrecht.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/19/181/1918111.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/19/181/1918168.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/19/181/1918168.pdf
https://verfassungsblog.de/neue-rechtsgrundlagen-im-kampf-gegen-covid-19/
https://verfassungsblog.de/parlamentarische-selbstentmaechtigung-im-zeichen-des-virus/
https://www.juwiss.de/33-2020/
https://www.gesetze-im-internet.de/ifsg/__28.html
https://www.deutschlandfunk.de/corona-epidemie-gesetze-im-schnellverfahren.1766.de.html?dram:article_id=475704
https://www.bundestag.de/ausschuesse/a14/anhoerungen/11-05-2020-ii-bevoelkerungsschutzgesetz-692566
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/kampf-gegen-corona-spahn-stoppt-plaene-fuer-immunitaetsausweis-nach-protesten/25801000.html?ticket=ST-3832626-snzgjBoxBWRf5jIDPnbw-ap3
https://www.br.de/nachrichten/bayern/corona-zwangsverpflichtung-von-aerzten-hat-bayern-ueberzogen,RwF9HeA
https://www.lto.de/recht/nachrichten/n/wissenschaftlicher-dienst-bundestag-bayerisches-infektionsschutzgesetz-rechtswidrig/
https://www.lto.de/recht/nachrichten/n/wissenschaftlicher-dienst-bundestag-bayerisches-infektionsschutzgesetz-rechtswidrig/
https://www.aerztezeitung.de/Politik/Aerzte-protestieren-gegen-Entmachtung-der-KVen-408194.html

Sachverstandigenanhérungen abgeriickt und hat stattdessen ein Freiwilligenverzeichnis
eingeflhrt.

Ein weiteres Beispiel fir eine fruchtbare Einbindung der Zivilgesellschaft in gesetzgeberische
Entscheidungsprozesse ist die Diskussion um ,Corona-Tracing-Apps“, die eine
Ruckverfolgung von Infektionsketten ermdglichen sollen. Hier wurde ein erster
Gesetzesentwurf ~ nach Protesten zivilgesellschaftlicher ~ Akteur*innen  wegen
datenschutzrechtlicher Mangel zurtickgezogen (ausfuhrlich hierzu unsere Kurzstudie zu
.Corona-Apps*, S. 8).

Fehlender ,,Rettungsschirm Zivilgesellschaft*

Auch die Gesetze zu Corona-Hilfen im Umfang von 600 Milliarden Euro wurden im
Schnellverfahren verabschiedet. Nach dem Bericht des zustandigen Sozialausschusses
fanden auch hierzu keine o6ffentlichen Anhoérungen statt. Die im Gesetz vorgesehenen
umfassenden wirtschaftlichen Hilfsmal3hahmen waren ohne Frage dringlich, doch fiihrte das
Schnellverfahren dazu, dass Belange der Zivilgesellschaft unter den Tisch fielen.

Bedauerlicherweise gibt es so auch keinen ,Rettungsschirm“ flir gemeinnitzige
zivilgesellschaftliche Organisationen, obwohl dieser dringend benétigt wird. Die bestehenden
Soforthilfeprogramme von Bund und Landern sowie die Notkreditprogramme der Kreditanstalt
fur Wiederaufbau (KfW) stehen gemeinnitzigen zivilgesellschaftlichen Organisationen nicht
offen, sofern die nicht vornehmlich gewerblich tatig sind. Die Krise macht also auch deutlich,
wie eingeschrankt der Blick des Staates auf diesen Sektor ist, zu dem etwa 600.000
gemeinnitzige Organisationen mit 30 Millionen Engagierten und mehr_als 3 Millionen
Angestellten  zahlen. Kleinere gemeinnitzige Vereine, die sich kritisch in
gesellschaftspolitische Geschehen einbringen, werden in der aktuellen Krise Ubersehen.

Gerade kleinere zivilgesellschaftliche Organisationen leiden finanziell unter der Corona-Krise.
Neben dem Wegfall von Spenden und Fordermittel von Unternehmen und Stiftungen und dem
Ausfall von Fundraising-Events spielt auch die Finanzierung durch Projektmittel eine groRRe
Rolle. Projektférderungen werden haufig an Projektergebnisse gekoppelt, die in der aktuellen
Lage nicht erbracht werden kénnen. Projektmittel ermdglichen in der Regel keinen Aufbau
finanzieller Ricklagen. AulRerdem ist es gemeinniitzigen Organisationen generell nur erlaubt,
gemaligt Gewinne zu erwirtschaften oder Vermdgen zu bilden, so dass die Mdglichkeit,
finanzielle Polster fir Krisenzeiten zu schaffen, nur begrenzt besteht.

Studien und offene Briefe machen darauf aufmerksam, wie geféhrlich die Krise gerade fur
kleine gemeinnutzige zivilgesellschaftliche Organisationen ist. Die Studie ,Lokal kreativ, digital
herausgefordert, finanziell unter Druck. Die Lage des freiwilligen Engagements in der ersten
Phase der Corona-Krise® vom Stifterverband zeigt, welche unentbehrlichen Beitrage die
Zivilgesellschaft zur Bewaltigung der Pandemie leistet, wie stark sie von den Auswirkungen
der Krise betroffen ist — und dass staatliche Hilfen erforderlich sind. AuRerdem verdéffentlichten
DNR, VENRO und Klima Allianz einen Brief an die Politik, in dem sie den dringenden
Handlungsbedarf zum Schutz von gemeinwohlorientierten Organisationen hervorheben. Auch
in einem offenen Brief eines gréReren Zusammenschlusses von Dachverb&nden und
Dachorganisationen wird mehr Solidaritéat mit dem gemeinnitzigen Sektor gefordert und auf
die staatliche Verantwortung hingewiesen, geeignete Rahmenbedingungen fiur die Arbeit von
gemeinnitzigen zivilgesellschaftliche Organisationen zu schaffen.

Diese Einschatzungen und Hilferufe fuahrten bislang nicht zu ausreichenden und
konkreten HilfsmalRnahmen. Die Bundeslander Berlin, Bremen und Rheinland-Pfalz haben
zwar in einer gemeinsamen Initiative die Unterstitzung zivilgesellschaftlicher Organisationen
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gefordert. Sie konnten sich im Bundesrat aber nicht durchsetzen: Der Entschlieungsantrag
erhielt am 5. Juni 2020 nicht die erforderliche Plenarmehrheit. Bei dem Antrag der drei Lander
ging es konkret um die Einfuhrung eines Programms zur Unterstiitzung von gemeinnttzigen
zivilgesellschaftlichen Organisationen bei der Digitalisierung, da die Umstellung auf digitale
Formate in der jetzigen Zeit besonders wichtig sei.

Positiv hervorzuheben ist die vergleichsweise friihe Initiative der Grinen fiir einen
.Rettungsschirm flr die Zivilgesellschaft’. In einem Antrag vom 21. April 2020 forderte die
Partei ,Soforthilfe fur kleine und gemeinnutzige Organisationen® in der Corona-Krise und
machte deutlich, dass die bestehenden Rettungsschirme nicht ausreichend greifen. Die
Soforthilfe-Mittel sollten aus dem Haushalt der Deutsche Stiftung Engagement und Ehrenamt
kommen, die sich im Aufbau befindet, und in dem dieses Jahr noch 23 Mio. bereitstehen. Es
ist zu hoffen, dass die Bunderegierung diesem Vorschlag folgt.

Immerhin sieht ein Beschluss des Koalitionsausschusses vom 3. Juni 2020 weitere Hilfen fur
den Sport und das Ehrenamt vor.

Entstehung neuer digitaler Beteiligungsformen

Die Krise eroffnet die Moglichkeit, Gber neue digitale Beteiligungsformen nachzudenken,
um die demokratischen Teilhaberechte der Zivilgesellschaft zu gewéhrleisten. Dies setzt aber
den Ausbau von Digitalisierungsstrukturen voraus, von denen nicht nur Organisationen,
sondern sehr viele Menschen profitieren wirden.

Der Informationsanspruch der Offentlichkeit kann vergleichsweise einfach im digitalen
Raum erfillt werden. Plenarsitzungen des Bundestages waren schon vor der Krise im Online-
Stream, im Radio und im Fernsehen nachzuverfolgen. Auch 6ffentliche Ausschusssitzungen
des  Bundestages, insbesondere  Anhdrungen  von  Sachverstandigen und
Interessensvertreter*innen, sind schon seit lAngerem online nachzuverfolgen und abrufbar.
Nun darf nach § 126a Absatz 4 GOBT die Offentlichkeit bei 6ffentlichen Ausschussberatungen
und Anhorungssitzungen auch ausschlieB3lich digital hergestellt werden, das heif3t unter
Ausschluss der physischen Offentlichkeit. Ahnliches gilt firr internationale Veranstaltungen
wie den Petersburger Klimadialog, die derzeit haufig nur digital stattfinden kénnen, fur die
Offentlichkeit aber online mitzuverfolgen und abrufbar sind.

Auch Anhdrungs- und weitere Beteiligungsrechte werden zunehmend digital umgesetzt.
So finden auch die Anhdrungen zivilgesellschaftlicher Akteur*innen zu Gesetzesvorhaben
zunehmend in Online-Konferenzen statt. Zwar sind im Zuge der Corona-Krise auch
Anhorungen (vorlaufig) ausgefallen (siehe etwa hier fur den Gesundheitsausschuss). Viele
offentliche Anhérungs- und Ausschusssitzungen wurden aber erfolgreich in den digitalen
Raum verlegt. Expert*innen wurden per Videokonferenz zugeschaltet, und Interessierte
konnten die Sitzungen im Livestream verfolgen. So konnten o6ffentliche
Sachverstandigenanhérungen zu umstrittenen Themen wie etwa zur ,Rickholung
radioaktiver Abfélle aus der Asse 11“ oder zu aktuellen Maflnahmen im Kontext der
gegenwartigen Krise (etwa zum  Sozialschutzpaket Il oder zum ,Zweiten
Bevolkerungsschutzgesetz®, vgl. oben) trotz der geltenden Kontaktbeschrankungen
durchgefuhrt werden. Nach den Schnellverfahren der ersten Wochen der Epidemie scheinen
digitale Beteiligungsformate im Parlamentsalltag anzukommen.

Neue Online-Beteiligungsformen wurden auch fir Planungs- und Verwaltungsverfahren
eingefihrt. Die Planunterlagen in baurechtlichen Verfahren konnten bisher nur personlich
eingesehen werden, etwa in Rath&usern, die nun nicht mehr oder nur eingeschrankt 6ffentlich
zuganglich sind. Auch grol3ere Anhorungen und Erdrterungstermine kdnnen unter den
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geltenden Kontaktbeschréankungen nicht mehr wie gewohnt durchgefiihrt werden. Daher
fielen zu Beginn der Krise Anhdérungen aus, sodass Genehmigungsverfahren ins Stocken
gerieten. Als Reaktion darauf hat der Bundestag ein Gesetz zur Online-Beteiligung in
Planungsverfahren verabschiedet (,Planungssicherstellungsgesetz“). Darin ist vorgesehen,
dass Planunterlagen auch digital ausgelegt und eingesehen werden kdénnen — ein klarer
Fortschritt gegeniber dem Gang zum Rathaus. Ein Klick im Internet ist deutlich
niederschwelliger und zudem von Offnungszeiten und korperlicher Mobilitat unabhéngig.

Es darf jedoch nicht vergessen werden, dass nicht alle Menschen auf Online-Alternativen
ausweichen konnen. Fur die Zukunft ware sowohl ein digitales als auch ein analoges Format
begrifenswert. Auch sind Online-Losungen nicht immer wirklich gleichwertig.

So ist fraglich, ob das in § 5 des Planungssicherstellungsgesetzes vorgesehene Instrument
der ,,Online-Konsultationen® wirklich ein angemessener Ersatz fur Erérterungstermine und
Anhorungen ist. Hier ist nur eine Online-Information mit einem Recht zur schriftlichen
Stellungnahme verbunden, das den spontanen Austausch zwischen Zivilgesellschaft und
Entscheidungstragertinnen nicht zu ersetzen vermag. Daher kritisierten auch
Umweltorganisationen die Regelung.

Auch im Gesellschaftsrecht zeigt sich, dass Online-Lésungen ,,analogen“ Austausch nicht
immer gleichwertig ersetzen kdnnen. Gerade bei Aktiengesellschaften kann die
Zivilgesellschaft durch den Erwerb von Aktien und Teilnahme an Hauptversammlungen intern
Kritik an den Geschéaften groBer Konzerne Uben. Diese Proteste werden derzeit faktisch
beschnitten. Der Gesetzgeber hat virtuelle Hauptversammlungen gesetzlich ermdglicht, in
denen Fragen vorab elektronisch vorzulegen sind. Dies schrankt das umfassende Frage- und
Auskunftsrecht nach & 131 des Aktiengesetzes erheblich ein und erschwert eine
wirkungsvolle Kritik von Anteilseignern auf Hauptversammlungen. Dies beklagen etwa
kritische Aktion&re des deutschen Ristungskonzerns Rheinmetall.

Das Corona-Virus stellt auch die Mitentscheidungsrechte der Zivilgesellschaft vor
Herausforderungen. Teilweise scheiterten Burger*innenbegehren, weil die erforderlichen
Unterschriften wegen der Kontaktbeschrankungen nicht weiter gesammelt werden konnten,
Fristen zur Einreichung des Begehrens aber weiterliefen und schlielich verstrichen. Das ist
angesichts der Bedeutung von Birger*innenbegehren als wichtiges direktdemokratisches
Element nicht hinnehmbar: Zivilgesellschaftliche Mitentscheidungsrechte dirfen nicht daran
scheitern, dass formale Voraussetzungen unter den gegebenen Umstanden nicht eingehalten
werden kdnnen. Stattdessen ist der Staat gefordert, die Umsetzbarkeit von Biirger*innen- und
Volksbegehren auch in der Krise sicherzustellen, etwa durch eine Aussetzung von Fristen und
die Foérderung und Ermaoglichung digitaler Verfahren.

Unabhangig davon findet die Zivilgesellschaft auch hier immer wieder kreative Lésungen,
um Beteiligungs- und Mitentscheidungsrechte durchzusetzen. So gelang es einer
Initiative in Hamburg, kontaktlos (wenn auch kostspielig) Unterschriften zu sammeln, indem
sie 17.000 Postwurfsendungen an die Haushalte verteilte, die dann in groRer Zahl
unterschrieben zurtickkamen.

M. Zwischenfazit und Ausblick

Die Corona-Krise ist eine Herausforderung fir die Beteiligung zivilgesellschaftlicher
Akteur*innen an staatlichen Entscheidungsprozessen, da traditionelle Formen der
Information, Beteiligung und Mitentscheidung infolge der Kontaktbeschrankungen und
Schnellverfahren erschwert oder unmaglich werden.
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Zugleich kann die Krise aber auch einen wichtigen Ansto3 geben in Richtung einer — seit
langem geforderten — Digitalisierung von Verwaltung, Regierung und Blrger*innen-
Beteiligung. Vor allem Informationsrechte der Zivilgesellschaft sind auf digitalem Wege haufig
einfacher zu verwirklichen als in den hergebrachten Formen.

Auch die Beteiligung der Zivilgesellschaft an Entscheidungsprozessen durch Anhérung und
Beratung lasst sich grundsatzlich im Netz verwirklichen. Allerdings ist hier besonders darauf
acht zu geben, dass digitale Alternativen wirklich gleichwertig sind. Wo ein persdnlicher
Dialog vorgesehen war, sollte dieser nicht durch eine Kombination blof3er Informations- und
schriftlicher Fragerechte ersetzt werden. Denn ein fruchtbarer Austausch von Staat und
Zivilgesellschaft lebt auch von Spontaneitat und personlicher Begegnung.

Mitentscheidungsrechte der Burger*innen durch Volks- oder Blirgerbegehren missen
gerade auch in Zeiten der Krise wirksam sein und vom Staat geschitzt werden. Auch hier
sind digitale Alternativen sinnvoll und Erfolg versprechend, etwa Softwareldsungen fir ein
rechtssicheres Sammeln von Unterschriften.

Alle bestehenden Chancen, die sich aus der Krise fir neue digitale Formen der Beteiligung
ergeben, kénnen nur dann genutzt werden, wenn der Staat seine Aufgabe, den
gemeinnitzigen Sektor in der Krise zu retten, erfullt. Die Zivilgesellschaft darf bei den
Schutzprogrammen nicht tUbersehen werden. Forderungen nach staatlichen Nothilfen
beziehen sich gerade auch auf die Unterstiitzung des Ausbaus von Digitalisierungsstrukturen.
Dies ist wichtig, da bei aller berechtigter Hoffnung, die in digitale Alternativen gesetzt wird,
berticksichtigt werden muss, dass bisher nicht alle Organisationen und Akteur*innen
gleichermaf3en Online-Angebote nutzen kénnen oder wollen.

Neben Organisationen sind auch viele Bevdlkerungsgruppen nach wie vor teilweise von der
Nutzung des Internets ausgeschlossen. Neben alteren Menschen betrifft dies auch Frauen
(sog. ,Digital Gender Gap®“). Auch die Kosten fir Hardware und einen Internetzugang
schliel3en viele Menschen aus, die nicht genug Geld haben. Ein vollstindiges Ausweichen
auf das Netz kann daher allenfalls vortibergehend eine Losung sein. Jedenfalls aber kann und
sollte die Corona-Krise genutzt werden, um mit neuen digitalen Teilhabemdglichkeiten zu
experimentieren und hierfir Akzeptanz auch fir die Zeit nach dem Virus zu schaffen.

Dies setzt jedoch voraus, dass die Zivilgesellschaft die Krise Uberlebt — vor allem
wirtschatftlich.

Handlungsempfehlungen an die Politik:

e Zivilgesellschaftliche Organisationen starken den gesellschaftlichen
Zusammenhalt, setzen sich fur mehr Gerechtigkeit und bringen Themen wie
Klimaschutz und internationale Solidaritdt ein, die oftmals von der Politik
vernachlassigt werden. Der Staat tragt vorher die Verantwortung, geeignete
Rahmenbedingungen fiir die Arbeit von zivilgesellschaftlichen Organisationen zu
schaffen.

e Informationsrechte als Existenzbedingung der aktiven Zivilgesellschaft sind in
verschiedenen Kontexten und Formen rechtlich vorgesehen und mussen auch in
Krisenzeiten geschitzt werden. Beteiligungs- und Anhérungsrechte bauen haufig auf
den genannten Informationsrechten auf bzw. h&ngen mit ihnen zusammen.

e Die zeitlich verkirzten Verfahren in der Corona-Krise erschweren — trotz digitaler
Beteiligungsformen — die demokratische Teilhabe deutlich. Politische
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Entscheidungstrager*innen durfen nicht durch zeitlichen Handlungsdruck die
Einbindung zivilgesellschaftlicher Akteur*innen vernachlassigen.

Das Landesinfektionsschutz-Gesetz in Bayern wurde im Eilverfahren und ohne
nennenswerte Beteiligung zivilgesellschaftlicher Akteure durch das Parlament
gebracht. So etwas darf nicht erneut geschehen.

Gesetze wie zu den Corona-Hilfen im Umfang von 600 Milliarden Euro dirfen in der
Zukunft nicht ohne die Beteiligung der Zivilgesellschaft verabschiedet werden. Nach
dem Bericht des zustandigen Sozialausschusses fanden auch hierzu keine
Offentlichen Anhdrungen statt.

Die Politik muss den Forderungen einer Vielzahl von Organisationen nachkommen,
einen ,Rettungsschirm fur die Zivilgesellschaft* schaffen und konkrete MaRnahmen
fur einen nachhaltigen Schutz von gemeinwohlorientierten und nicht vornehmlich
gewerblich tatigen Organisationen erlassen.

Die Politik muss Online-Lésungen fur Anhérungs- und Beteiligungsverfahren weiter
erforschen und die digitalen Voraussetzungen hierfir bereitstellen.
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